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Eine ne ue Studie spielt d en Gegnern des Frühfranzõsisch in di e H3mde. Di e Forscher interpretieren 
d en Bericht entsprechend vorsichtig. 

Die Forscher . des «Wissenschaftlichen 
Kompetenzzentrums für Mehrsprachig
keit» (KFM) in Freiburg hatten sich kei
nen heilderen Zeitpunkt für ihren Be
richt aussuchen konnen: Mitten im hoch
politischen Streit um den Fremdspra
chenunterricht in der Primarschule ha
ben sie gestern die bisher umfassendste 
Analyse zum Thema veroffentlicht. 

Die Studie «Alter und schulisches 
Fremdsprachenlernen»1 schafft einen 
Überblick über di e verfügbaren Studien 
aus Europa und Übersee. Der Befund 
lautet: Im Fremdsprachenunterricht ha
ben ãltere Schüler einen entscheiden
den Vorteil gegenüber jüngeren. Si e l er
nen schneller. Ob die Frühstarter ein 
paar Jahre spãter aufholen oder sogar 
ein hoheres Niveau erreichen - etwa 
dank eines besseren Sprachgefühls 
oder einer hõheren Motivation -, ist 
nicht lclar. · 

D ami t verliert ein wichtiges und viel 
zitiertes Argument d er Befürworter von 
zwei Fremdsprachen in der Priinar
schule weiter an Schlagkraft. Auch die 
Konferenz der kantonalen Erziehungs
direktoren (EDK) schreibt in ihrer Bro
schüre zum Fremdsprachenunterricht 
voh 2013: «Kinder im Primarschulalter 
durchlaufen noch Entwicklungs- und 
Lernphasen, die für das Sprachenler
nen wichtig sind. Sié kõnnen damit von 
Lemprozessen profitieren, die spãter 
nicht mehr in der gleichen Art mõglich 
sind. So sind sie beispielsweise offener 
für den Aufbau und den Erwerb von 
Lernstrategien.» 

· Sp:rachbad alls LõslLIDg 
No eh vor wenigen]ahren war di ese Sicht 
im Zusarnmenhang rnit dem Sprachun
terricht verbreitet. Si e stützt sich vor al
lem auf Studien über das Erlernen von 
Frerndsprachen irn Alltag- etwa bei Mi
grantenkindern. «Man dachte lange, es 
sei das Gleiche, ob ein Kind in seinem 
natürlichen Umfeld eine neue Sprache 
lernt oder in der Schule», sagt Amelia 
Larnbelet, Mitautorin des Berichts. Das 
sei ein Irrtum. In der Schule werde ein 
Kind n ur zwei, drei Stunden p ro Woche 
mit d er Fremdsprache konfrontiert. Ein 
Migrantenldnd hingegen hõre die neue 
Sprache jeden Tag und sei darauf ange
wiesen; diese zu verstehe;n. Das «Sprach
bad» sei irnmer die optimale Art, eine 
Fremdsprache zu lernen, sagt Lambelet. 
übertragen auf den schulischen Alltag 
kann dies so interpretiert werden: Die 

Irn Artikel «Der Gute sieht das Bõse 
nicht» (Ausgabe vom 3. September 2014) 
erhebt der «Bund» Vorwürfe gegen 
mich: Zum einen hãtte ich bei der Zen
tralen ·Ausgleichsstelle (ZAS) nicht be
rnerlct, dass Beschaffungsrecht verletzt 
wurde, bis ZAS-Angestellt~ die EFK in
formierten. Tatsache ist, dass i eh -lange 
bevor die Finanzkontrolle die eidg. Fi
nanzverwaltung über Missstãnde infor
rnierte - bei der damaligen Direktorin 
eine schriftliche Darstellung der Be
schaffungsprozesse sowie eine Bestati
gung von deren rechtskonforrner Abc 
wicklung eingefordert hatte. 

Zweitens behauptet der «Bund», ich 
hãtte irn Seco nichts an der Führungs
struktur geãndert, als d er direlcte Vorge
setzte des mutmasslichen Betrügers 
krankheitsbedingt geschwacht war. Ta t-, 
sãchlich hatte ich ihm einen starken 
Stellvertreter zur Seite gestellt und 
gleichzeitig die Führungsstruktur ange
passt. 

Weiter schreibt der «Bund», der Be
richt von Professor Saxer lcomrne zurn 
Schluss, dass ich die Bereicherung im 
Seco hatte bemerf<en kõnnen. Im Bericht 
Saxer aber sind die Befunde he7.iil2"1irh 
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Di e Autoren des JBerlicllts woHen niclllt i.n.strumentaHsilert werden. Foto: Valérie Chételat 

zurzeit zur Debatte stehenden Schüler
und Lehreraustauschprojekte sind ein 
sinnvolles Mittel. Auch Hausaufgaben, 
di e die Schüler zurn Lesen, Musik hõren 
oder Filme schauen in der Frerndspra
che animieren, bringen etwas. Das gilt 
übrigens für jede Altersgruppe. 

Angst vor InstrW111lent<ilisie:rl!IDg 
Lambelet und ihre Forscherkollegen 
mõchten allerdings keinerlei pralctische 
Empfehlungen aus ihrem Bericht ablei
ten. Dafür gebees schlicht zu wenige wis
senschaftliche Befunde. Es liege ihr fern, 
den Erziehungsdirektoren Handlungsan
weisungen zu geben, sagt sie. Die EDK 
habe den Bericht zugeschiclct erhalten. 
O b und welche Konsequenzen daraus in 
politischer Hinsicht gezogen. werden, 
entziehe sich ihrer Kontrolle. Die Auto
ren des Berichts sind oernüht zu verhin
dern, instrumentalisiert zu werden. 

In einem Begleitschreiben versu eh en 
sie, ihrem wissenschaftlichen Befund 

die politische Brisanz zu nehmen: «Es 
gibt unterschiedlichste Gründe und Falc
toren, die für die frühere Einführung 
des Fremdsprachenunterrichts spre
chen», heisst es dort. Aus politisch-sym
bolischer Sicht kõnne der frühere Be
ginn des Unterrichts einer zweiten Lan
dessprache angezeigt sein. Und es lcõnne 
bildungspolitisch erwünscht sein, die 
Kinder mõglichst früh für sprachliche 
Diversitãt zu sensibilisieren. 

Keme Ve:rschieblLIDg 
Die Lage der Forscher ist delikat: Der 
Bericht ist irn Rahrnen eines vom Bund 
unterstützten Forschungsprogrammes 
entstanden. Über dieses Manda t wacht 
eine Steuerungsgruppe, d er ne ben Ver
tretern des Bundes und von For
schungsinstituten auch solche der EDK 
angehõren. Die Verõffentlichung zu 
verschieben, sei trotzdem nicht infrage 
gekornmen, sagt Lambelet. «Das Pro
jekt ist Teil der Vereinbarung des 

Kompetenzzentrums mit den Auftrag
gebern, diese Information ist õffent
lich. Wenn man jetzt nicht kommuni
ziere, so kõnnte auch dies wiederum 
vonseiten der Politik interpretiert und 
instrumentalisiert werden.» Es gebe 
wohl keinen guten Zeitpunkt für so 
einen Bericht. 

EDI< vvill. selbe:r anallysie:ren 
Der Bericht des KFM zeige vor allem auf, 
«dass es heute viele Forschungslücken 
gibt», schreibt di e EDK in einer Stellung
nahme. Studien aus d em Ausland lcõnne 
man nicht einfach auf die Verhãltnisse in 
der Schweiz übertragen. Und es gebe 
viele Unbekannten - etwa die Art und 
Qualitãt des Unterrichts. Wichtig sei für 
die Schweiz nun, in den kornrnenden 
]ahren die vorgenommenen Verande
rungen beim Sprachenunterricht gu t zu 
evaluieren. Daraus müssten dann Er
kenntnisse für die Unterrichtsgestaltung 
gezogen werden. 

Christophe Darbellays leere Drohung 

Spanne die FDP mit der SVP 
zusammen, gebe es keine 
Ustenverbindungen mit d er 
CVP, mahnt deren Prasident. 
Doch sein e Kantonalparteien 
spielen ni eh t mit. 

iwan Stii!ller 

CVP-Prãsident Christophe Darbellay 
stellt die Freisinnigen vor die Wahl. Sie 
müsstenjetzt- ein}ahr vor d en National
ratswahlen im Herbst 2015 - Farbe be
kennen: Entweder sie gingen Listenver
bindungen rnit d er SVP ein o d er mit d er 
CVP. «Dass die FDP noch imrner keine 
ldare Haltung zu Listenverbindungen 
rnit der SVP hat, ist für rnich nicht nach
vollziehbar», moniert Darbellay in ei
nem Interview rnit der «Zentralschweiz 
am Sonntag». 

Der Walliser Christlichdemokrat 
denkt in Blõcken: links, Mitte, rechts. Da 
milssP c::irh ~nrh rHA PnP ,a,;nr.al"h.a,.., 

dungen mit der SVP eingehe, müsse sie 
auf solche rnit d er CVP verzichten. N un 
ist es aber ni eh t arn nati onal en CVP-Pra
sidenten, über Listenverbindungen zu 
entscheiden. Dafür sind die Kantonal
parteien zustandig. Und rnit diesen hat 
Darbellay die Drohung offenbar nicht 
abgesprochen, wie · eíne Umfrage des 
<<Bund» ergeben hat. 

«Das ist Geplankel», sagt etwa Eugen 
Meienberg, Geschãftsleiter der CVP Zug. . 
«Arn Ende schaut jede Kantonalpartei 
für sich.» Der nationale Prãsid~nt habe 

· j a ebenfalls ein Interesse, dass seine Par
tei in den einzelnen Kantonen erfolg
reich sei. O b diese Überlegungen in Zug 
zu einer Listenverbindung mit der FDP 
führen, ist noch offen. Bei den letzten 
Wahlen von 2011 war der Pakt erfolg
reich: Die FDP. gewann einen Sitz auf 
Kosten des Grünen ]o Lang. Sie dürfte 
daher wieder auf ein Zusamrnenspan
nen drãngen. Doch gegenwãrtig, so Mei
enberg, argere der Freisinn die CVP rnit 
seiner Kritilc an CVP-Finanzdirelctor Pe-

2015 wieder zu tun. Entscheiden werde 
man in erster Linie'aufgrund der Situa
tion irn eigenen Kanton, weniger auf
grund nationaler Überlegungen. 

Das sehen au eh d er Baselbieter Prãsi
dent MarcScherrer und der Neuenbur
ger Generalselcretãr Steve]eanneret so. 
Man wolle den eigenen Entscheid über 
Listenverbindungen nicht von Ausein
andersetzungen in anderen Kantonen 
abhãngig machen. 

FDP·P:rãsident gibt skh gelassen 
Es sieht also gar nicht danach aus, als 
würdeh die Kantonalparteien Darbellays 
Spiel rnitspielen. Ohne deren Mitwirken 
jedoch bleibt die Drohung des CVP-Prasi
denten leer. Entsprechend nonchalant 
reagiert FDP-Prãsident Philipp Müller. 
«lch nehrne das Interview zur Kenntnis 
und gehe zur Tagesordnung über», sagt 
er bloss. Im Gegensatz zu Darbellay er
hebt er nicht den Anspruch, den Kanto
nalparteien Vorgaben zu machen. Si e sol
len sel b s t entscheiden, j e na eh Ausgangs-

Armeefahtzeuge 
Kredit unangetas 

' 
Das Verteidigungsdepartement 
geplant 3200 Mercedes-Gelan 
beschaffen. Wie zuvor schon de 
rat hat gestern der Nationab 
einen Kredit von 440 Millionen 
gutgeheissen. Ein Kürzungsan 
linker Sei te war chancenlos. Mii 
trag hãtte die Zahl der Fahrz 
SOO Stüclc reduziert werden soi 

Im Vorfeld des Entscheids w. 
lativ ho h e Stückpreís der Gelãn 
in die Kritik geraten. Verteidii 
nister Ueli Maurer sagte, der E 
scheine auf den ersten Blidc ta 
ho eh. Er betonte aber, dass nid 
blossen Fahrzeuge, sondern au e 
wie Logistilc, Reserven oder zus 
Material bis hin zu Schneeket 
Schutzwesten darin eingerechn 
wie es das Gesetz verlange. GlE 
érlclãrte Maurer, dass wohl nic 
Posten voll ausge;;chõpft werde 
d er Kreditberechnung beispiels' 
Euro-Umrechnungskurs von 
1.30 zugrunde. Im Rahmen < 

tungsprogramms 2014 hat der I 
rat ebenfalls 179 Millionen Fra: 
ein mobiles Brückenlegesystem 
lionen für Informatiksysteme un 
lionen für Simulatoren bewilligt 

Arbeitnehmer 
Schutz für Whlsll:leblowe 
wird nicht ausgebaut 
Als Erstrat hat der Stãnderat ge~ 
Whistleblower-Vorlage beraten. 
gelt, unter welchen Umstãnder 
nehmende Unregelmãssigkeiter 
trieb melden dürfen. Erste An! 
ist das Unternehrnen, erst wen 
nicht o d er n ur ungenügend reagi 
fen sich Arbeitnehmende an di< 
den wenden. Eine direlcte Info 
der Offentlichkeit ist nicht ' 
Medien oder Organisationen dü: 
eingeschaltet werden, wenn auC: 
hõrden nichts unternehmen od 
Auskunft erteilen über den St. 
Verfahrens. Damit erhalten Ar 
mende · rnehr Rechtssicherhei 
nichtrnehr Schutz. Das Kündigu1 
soll mit der OR-Revision nãrnlí< 
ausgebaut werden. (sda) 

Krankenversicherung 
Aufsichtsgesetz lmrz vor 
Voll<:sabstimmung bere.iii 
Sechs Tage vor der Einheit~ 
Abstimmung haben sich Natíor 
Standerat auf eine bessere Aufs 
Krankenlcassen geeinigt. Künft 
das Bundesamt für Gesundheit ; 
gen zu hohe Prãmien vorgeh 
ni eh t n ur gegen zu tief angeset 
dem kann eine Kasse in einem 
viel einkassierte Pramien irn F< 
zurückerstatten. Das Aufsicht 
rnuss am Freitag n()Ch die Sd 
stimmung bei d er Rãte übersteh< 

Spitalbehandlungen 
Falllpauschalen ohne 
schwere Nebenwirlmnge 
Die Einführung von Fallpausch: 
stationãre Spitalbehandlungen 
lceinen frühzeitigen Spitalau 
(«blutige Entlassungen») geführt 
sern Schluss lcommt eine Studie 
trag d er Ãrzteverbindung FMH 
Spitalverbandes H+. Es habe n ur 
ringe Verlagerung von stationã 
talbehandlungen in d en ambula1 
reich gegeben. Durch di ese V eri: 
kõnnten pro Jahr rund 64 M 
Franken eingespart werden. (br 

Armee 
D er National:rat will 2015 
zusãtzlliche Rüstungsgüt~ 
Der Nationalrat beauftragt den 
rat, nach dem Nein zu neuen Kal 
zeugen mit d en Gripen-Geldern 


